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Schengen: Außengrenzen 
müssen sicher sein! 

 
Wie kann das Vertrauen in den 
Schengen-Raum wieder ge-
stärkt werden? Darüber disku-
tierte das Parlament in dieser 
Woche. Für Markus Ferber 
steht fest: „Offene Grenzen 
sind eine großartige europäi-
sche Errungenschaft, aber sie 
dürfen nicht zum Risiko für die 
innere Sicherheit der EU wer-
den. Die Idee eines grenzkon-
trollfreien Schengen-Raums 
kann also nur funktionieren, 
wenn die EU-Außengrenzen 
ordentlich gesichert werden. 
Und so lange das nicht ge-
währleistet ist, sind Binnen-
grenzen auch sinnvoll und not-
wendig.“ Deswegen lehnte 
Ferber den Schengen-Jahres-
bericht des Parlaments auch 
ab. „Einem Bericht in dem ge-
fordert wird Länder wie Bulga-
rien und Rumänien unverzüg-
lich in den Schengen-Raum 
aufzunehmen und Grenzkon-
trollen an den Binnengrenzen 
sofort zu beenden, kann nicht 
zustimmen.“ 
 

 
Grüne Investitionen nicht 
automatisch risikoärmer 

 
Die EU möchte, dass Finanz-
berater verstärkt auf Öko-In-
vestments setzen. Markus 
Ferber kritisiert diese Maßnah-
men: „Bis heute hat niemand 
definiert, welche Kriterien In-
vestments erfüllen müssen, 

damit sie als nachhaltig gel-
ten.“ Die Kernfrage lautet für 
Ferber: „Was sind nachhaltige 
Investments? Ist ein Kernkraft-
werk nachhaltig, weil es kein 
Kohlendioxid emittiert? Ist ein 
Wasserkraftwerk nachhaltig, 
auch wenn es massiv in die 
natürliche Flusslandschaft ein-
greift?“ Markus Ferber lehnt 
die Forderungen nach einer 
Besserstellung von grünen In-
vestments entschieden ab. 
"Gerade die Idee von Risiko-
abschlägen für grüne Investiti-
onen ist brandgefährlich, denn 
es ist keinesfalls so, dass 
grüne Investments automa-
tisch risikoärmer sind.“ Für ihn 
steht fest: „Bei der Bankenre-
gulierung muss allein das Ri-
siko zählen - alles andere ge-
fährdet die Finanzmarktstabili-
tät.“ 
 

 
Tacho-Trickserei beenden 

 
Das Europäische Parlament 
setzt ein deutliches Zeichen im 
Kampf gegen Tachobetrug 
und verabschiedete Vor-
schläge wie Manipulationen 
am Kilometerstand von Autos 
deutlich erschwert oder verhin-
dert werden können. „Bei der-
artigen Manipulationen han-
delt es sich nämlich keines-
wegs um Einzelfälle. Tacho-
Trickserei ist kein Kavaliersde-
likt, sondern Betrug am Ver-
braucher und muss schärfer 
geahndet werden.“ Markus 
Ferber, der auch Mitglied im 

Verkehrsausschuss ist, er-
klärte: „Tachomanipulationen 
verursachen nicht nur einen 
großen wirtschaftlichen Scha-
den in Milliardenhöhe, sondern 
bedeuten auch eine Gefahr für 
die Verkehrssicherheit. Denn 
dadurch werden wichtige War-
tungs- und Kontrolltermine für 
das Fahrzeug verpasst.“ Nach 
Angaben des ADACs sind al-
lein in Deutschland etwa ein 
Drittel der Gebrauchtwagen 
von solchen Betrügereien be-
troffen. 
 

 
Entsenderichtlinie löst      

Probleme nicht 
 
„Facharbeiter ins europäische 
Ausland zu entsenden, muss 
einfach sein und nicht noch 
komplizierter“, so Markus Fer-
ber. „Eine Gesetzgebung, die 
das Problem des Sozialdum-
pings nicht anpackt, brauchen 
wir nicht.“ Lohn- und Soziald-
umping sind Probleme in der 
Europäischen Union, die aber 
mit den vorgesehenen Regeln 
nicht gelöst werden. Markus 
Ferber erklärt weiter: „Bayeri-
sche Unternehmen kämpfen 
aktuell schon genug, wenn sie 
ihre Facharbeiter für einen 
Auftrag ins europäische Aus-
land schicken. Damit Mittel-
ständler nicht noch weitere bü-
rokratische Hürden aufgebür-
det bekommen, habe ich bei 
der Abstimmung im Plenum 
gegen die Entsenderichtlinie 
gestimmt.“ 


